
Angeblich hatte Bundesvertei-
digungsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU), die einer 

seit längerem Krieg führenden Ar-
mee vorsteht, keinen blassen Schim-
mer, dass in der Truppe gewaltbereite 
Neonazinetzwerke aktiv sind und die 
Andacht vor Wehrmachtsdevotionali-
en zum guten Ton gehört. Merkwürdig 
nur: Frau von der Leyen weiß ziemlich 
genau, was sie angeblich nicht weiß. 
Jedenfalls erklärte sie am Freitag abend 
in den ARD-»Tagesthemen«, sie gehe 
davon aus, »dass das, was wir bisher 
wissen, nicht alles ist, sondern dass sich 
dort noch mehr zeigen wird«.

Zur Aufdeckung dieses »Mehr« ließ 
die Ministerin Generalinspekteur Vol-
ker Wieker anordnen, sämtliche Kaser-
nen und Bundeswehr-Gebäude nach 
Wehrmachtsgedenkgegenständen zu 
durchsuchen. Das bestätigte das Mi-
nisterium einen Tag vor dem 8. Mai, 
nachdem Bild am Sonntag darüber
berichtet hatte. Sollte etwas gefunden 
werden, müsse dies umgehend entfernt 
werden. Die Überprüfung soll nach In-
formationen des Blattes am 16. Mai ab-
geschlossen sein, am morgigen Diens-
tag ein Zwischenbericht vorgelegt wer-
den. Von der Leyen sagte der Zeitung, 
ein »Weiter-so« komme nicht in Frage.

Zuvor hatte ihr Ministerium am 
Samstag den Fund von Wehrmachts-
devotionalien in der Fürstenberg-
Kaserne Donaueschingen bestätigt. 
In einer Vitrine vor der Kantine wa-
ren demnach Stahlhelme ausgestellt. 
Ein Besprechungsraum war mit ei-
ner Art Bleistich eines bewaffneten 
Wehrmachtssoldaten sowie mit Orden 
und einem nachgebauten Maschinen-
gewehr dekoriert, wie Spiegel online

berichtete. Zuvor waren bereits in der 
Kaserne im elsässischen Illkirch, wo 
der des Terrorismus verdächtige Ober-
leutnant Franco A. stationiert war, 
ähnliche Trophäen in einem Freizeit-
raum entdeckt worden. In der Kaserne 
in Illkirch sollen zudem Bundeswehr-
Soldaten im November 2012 ein vier 
Meter großes Hakenkreuz »auf den 
Boden gestreut« haben, wie Bild am 
Samstag berichtete. Dieser Vorfall sei 
damals gemeldet worden.

Bleibt die Frage: Was sind Neona-
zis in der Bundeswehr gegen deren 
Gründung – zehn Jahre nach dem durch 
Gewalt erzwungenen Ende der Wehr-
macht? Sie sind nicht überraschend. 
Das Hauptangriffsziel beider Armeen 
war und ist schließlich das gleiche. Die 
Befreiung von der Bundeswehr steht 
noch aus.

Bundeswehr ausmisten!
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Syrien: Weniger Kämpfe 

am Wochenende

Damaskus. Nach der Einrichtung 
mehrerer Schutzzonen für die Be-
völkerung in Westsyrien sind die 
Kämpfe im ganzen Land zunächst 
abgeflaut. Auch die den bewaffne-
ten Aufständischen nahestehende, 
im britischen Coventry ansässige 
»Syrische Beobachtungsstelle für 
Menschenrechte« hatte am Wo-
chenende erklärt, die Gefechte sei-
en in den ersten 24 Stunden nach 
Inkrafttreten des lokal begrenzten 
Waffenstillstands zurückgegangen. 
Am Sonntag behauptete sie jedoch, 
später habe es mehrere Tote bei 
Gefechten zwischen Aufständi-
schen und Regierungstruppen 
gegeben. Russland, die Türkei und 
der Iran hatten sich in der kasachi-
schen Hauptstadt Astana auf vier 
Schutzzonen im Land geeinigt. 
Dort sollten von Samstag an die 
Waffen schweigen. Gruppen wie 
die Terrormiliz »Islamischer Staat« 
sind jedoch von der Waffenruhe 
ausgenommen. (dpa/Reuters/jW)
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750 extreme Rechte 

mit Waffenschein

Berlin. In der BRD besitzen 750 ex-
treme Rechte einen Waffenschein. 
Das geht aus einer Antwort der 
Bundesregierung auf eine kleine 
Anfrage der Linken-Bundestags-
abgeordneten Martina Renner 
hervor, wie die Welt am Sonntag

berichtete. Die Zahl der legalen 
Schusswaffenbesitzer aus der rech-
ten Szene hat sich damit weiter 
erhöht, 2014 sollen noch rund 400 
extreme Rechte eine solche Erlaub-
nis besessen haben. 2016 hat sich 
dem Bericht zufolge außerdem die 
Zahl der Angriffe mit Waffen auf 
Flüchtlinge, Unterkünfte und Hel-
fer im Vergleich zum Vorjahr mehr 
als verdoppelt. In 79 Fällen wurden 
Menschen oder Einrichtungen mit 
Waffen attackiert, darunter Pisto-
len, Gewehre, Gas- und Schreck-
schusswaffen. 2015 hatten die 
Sicherheitsbehörden demnach rund 
30 Angriffe dieser Art gezählt. 
Renner forderte als Konsequenz 
ein »bundesweites Sicherheitskon-
zept«. (AFP/jW)

Moskau, 24. Juni 1945: Fahnen von Wehrmacht und SS werden auf dem Roten Platz auf einen Haufen geworfen
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Die deutsche Kriegsministerin kennt die Neonazis in der Truppe ziemlich genau. 

Wehrmacht und heutige Armee haben schließlich das gleiche Angriffsziel. Von Arnold Schölzel

wird herausgegeben von 
2.041 Genossinnen und 
Genossen (Stand 28.4.2017)
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ANTIFASCHISMUS

A
uch wenn die Umfragewerte der 

AfD während ihrer Grabenkämp-

fe wieder gesunken sind: In den 

letzten zwei bis drei Jahren hat 

sich gezeigt, dass eine Partei, de-

ren Mitte in etwa dem rechten Rand der CSU 

entspricht, bundesweit Wahlergebnisse im zwei-

stelligen Bereich erzielen kann. Auch vor dem 

Hintergrund der rechten Gewaltwelle, die den 

Aufstieg der AfD und das im Januar gescheiterte 

NPD-Verbotsverfahren begleitete, kann es kein 

Aufatmen geben. Allerdings hat die Entwicklung 

der letzten Jahre auch gezeigt, dass antifaschisti-

sche Politik nicht von anderen Themenfeldern 

zu trennen ist, wenn sie erfolgreich sein soll. Sie 

muss Zusammenhänge und Ursachen verschie-

denster Probleme aufzeigen, wenn sie langfri-

stig gegen die platte Sündenbockpropaganda der 

Rechten gewinnen will.

Wer zum Beispiel nicht will, dass Sexismus 

nur Männern einer bestimmten Herkunft zuge-

schrieben wird, muss unabhängig von solchen 

Wortmeldungen sexualisierte Gewalt und Frau-

enhass als gruppenbezogene Menschenfeindlich-

keit ernstnehmen, statt abzuwarten, ob wieder 

mal Rechte für sie »passende« Fälle aussuchen, 

um einen rassistischen Generalverdacht zu näh-

ren. Ein feministischer Antifakongress in Pots-

dam soll dazu beitragen, das Heft des Handelns 

wieder in die Hand zu bekommen.

Wer nicht will, dass verarmte Rentner und 

Geflüchtete gegeneinander ausgespielt werden, 

muss der »Logik« der leeren Kassen widerspre-

chen – und landet so schnell bei den Macht- und 

Eigentumsverhältnissen. Zwar wäre es falsch, 

würden Linke Antikapitalismus zur Bedingung 

für gemeinsames Engagement machen, wenn 

Menschen sich ehrlichen Herzens gegen rassisti-

sche Gewalt und Ausgrenzung einsetzen wollen, 

ohne Marx und Engels gelesen zu haben. Schwie-

rig wird es aber, wenn langjährige Spitzenpoli-

tiker von Parteien, die für die Verschärfung der 

Konkurrenz am unteren Rand der Gesellschaft 

verantwortlich sind, auf Bühnen von Großkund-

gebungen »gegen rechts« stehen. »Hau ab« be-

kam daher Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 

von linken Teilnehmern einer Demonstration ge-

gen das Treffen europäischer Rechtspopulisten 

im Januar in Koblenz zu hören. An den denkwür-

digen Wahlkampfslogan »Nur wenn Sie Martin 

Schulz und die SPD wählen, kann ein Deutscher 

Präsident der EU-Kommission werden« von 2014 

sei erinnert, wer den heutigen Kanzlerkandidaten 

für einen vorbildlichen Antifaschisten und die 

EU für ein Bollwerk gegen Nationalismus hält.

Eine »rot-rot-grüne« Koalition im Bund mag 

vielen als Bollwerk gegen rechts erscheinen, falls 

sie im September rechnerisch möglich wird. Aber 

was passiert in vier Jahren, wenn ein solches 

Bündnis teils aus Gewohnheit, teils unter dem 

Druck von Lobbyisten seine sozialen Wahlver-

sprechen bricht? Vermutlich würden alle drei 

Parteien von vielen Stimmberechtigten abge-

straft, sei es durch Nichtwählen oder einen fiesen 

»Denkzettel« – sprich, die Unterstützung offen 

rechter Parteien. Sollte bis dahin das Eis zwi-

schen AfD und Union gebrochen sein, könnte 

2021 »Schwarz-Braun« regieren. Die Linkspar-

tei-Strömung Antikapitalistische Linke will nicht 

zuletzt dieses Szenario verhindern, wenn sie ihre 

Genossinnen und Genossen jetzt vor dem Mitre-

gieren um jeden Preis warnt.

In einem System, das Menschen zwingt, 

um existenzsichernde Jobs und Wohnungen 

zu konkurrieren, wird gruppenbezogene Men-

schenfeindlichkeit so wenig aussterben wie das 

Mobbing von Einzelpersonen in Betrieben. Ei-

nige werden unter diesem Bedingungen immer 

Gründe suchen, warum andere sich weiter hinten 

anstellen sollten als sie selbst. Natürlich entschul-

digt der Druck des Systems weder Rassismus und 

Sexismus noch eine ausgeprägte Ellbogenmen-

talität gegen Schwächere. Aber es wäre naiv zu 

glauben, dass es reicht, allen ins Gewissen zu 

reden und Rassisten zu sagen, was sie sind. An-

tikapitalismus ist daher nicht die »Eintrittskarte« 

zum Antifaschismus, aber der Schlüssel zu sei-

nem nachhaltigen Erfolg.

Ums Ganze
Warum erfolgreicher Antifaschismus andere Politikfelder braucht und »Rot-Rot-Grün« mit einer schwachen 

Linken den Rechten helfen würde. Von Claudia Wangerin

CHRISTIAN MANG

Unter dem Motto »Organize! Selbstorganisiert gegen Rassismus und soziale Ausgrenzung« zogen am Vorabend des 1. Mai mehrere tausend Menschen durch Berlin-Wedding
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Hinter Gittern
In Peru sitzen politische Gefangene 

lebenslänglich. Seit Anfang der 

1990er Jahre werden sie von der 

übrigen Knastbevölkerung getrennt. 

Ihr Einfluss wurde zu groß. Ein Be-

such bei inhaftierten Frauen der KP 

Perus. Von Amanda Trelles AquinoA
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 8. Mai: Tag der Befreiung

Etappensieg
US-Justiz muss unter Verschluss gehal-

tene Dokumente zum Prozess 

Mumia Abu-Jamals herausgeben

Arbeitsnomaden
Der neoliberale Sozialbegriff der 

EU-Kommission. Von Alexander 

Ulrich und Steffen Stierle

Sklavenaufstand
Vorabdruck: Die Revolution in Haiti 

hatte Erfolg, das Land blieb aber 

abhängig. Von Philipp Hanke6 9 12

Heute in junge Welt:
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Wahl in Schleswig-Hostein
2012 2017

CDU 30,8 33,0

SPD 30,4 26,0

Grüne 13,2 13,5

FDP 8,2 11,5

SSW 4,6 3,5 

Linke 2,3 3,5

AfD – 5,5

Piraten 8,2 1,0

(ARD-Prognose von 18 Uhr)


